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Bonn, den 13. Juni 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Private Altersheime 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel (Warendorf), 
Rawe, Berger, Dr. Ritz und Genossen 
- Drucksache V/642 - 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Innern 
und für Arbeit und Soziaiordnung beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 


1, Inwieweit trifft der Vorwurf der Ausbeutung alter Menschen 
zu, der wiederholt in der Öffentlichkeit gegen gewisse private 
Altersheime erhoben worden ist (vgl. z. B. den Bericht in ,,Die 
V^elt" vom 22. April 1966 Seite 24)? 

Der Bundesregierung sind hin und wieder durch Berichte der 
Länder und der Presse Mißstände der erwähnten Art beim Be- 
trieb privater Altenheime bekanntgeworden. Es handelt sich 
hierbei jedoch nur um vereinzelte Fälle, wie dies auch in dem 
Bericht in „Die Welt" vom 22. April 1966 „Werden alte Leute 
in Heimen ausgenutzt?" zum Ausdruck gebracht wird. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß durch 
wirksame Kontrollen Auswüchsen beim Betrieb privater Alters- 
heime begegnet wird? 

3. Hält die Bundesregierung es für erforderlich, daß für private 
Altersheime eine Registrierungspflicht eingeführt wird und daß 
der Beruf des Leiters eines privaten Altersheimes erlaubnis- 
pflichtig gemacht wird? 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, daß die Über- 
wachung der gewerblichen Altenheime und ähnlicher Einrich- 
tungen verstärkt wird. Sie hatte daher bereits eine entspre- 
chende Ergänzung der Gewerbeordnung vorbereitet, jedoch mit 
Rücksicht auf einen inzwischen vorgelegten Initiativantrag des 
Landes Berlin — Bundesratsdrucksache 593/65 — von der Ein- 
bringung eines Entwurfs Abstand genommen. Der Bundesrat 
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hat am 13. Mai 1966 beschlossen, einen entsprechenden Gesetz- 
entwurf zur Änderung der Gewerbeordnung beim Deutschen 
Bundestag einzubringen (vgl. Bundesratsdrucksache 593/65 — 
Beschluß). Nach diesem Entwurf sollen die Landesregierungen 
in § 38 der Gewerbeordnung ermächtigt werden, durch Rechts- 
verordnung für die Inhaber von gewerblichen Altenheimen, 
Altenwohnheimen und Pflegeheimen Vorschriften zu erlassen 
über die in diesen Betrieben notwendige Buchführung, über 
Auskunftserteilung gegenüber den Behörden und über die 
Duldung der behördlichen Nachschau. Die Landesregierungen 
sollen ferner ermächtigt werden, Mindestanforderungen zu be- 
stimmen, die zum Schutze Dritter an die Zahl, die Zulassung 
und an das Verhalten der im Betrieb Beschäftigten sowie in 
gesundheitlicher Beziehung an die Räume zu stellen sind. 

Der Vorschlag des Bundesrates deckt sich in der Zielsetzung 
mit den Vorstellungen der Bundesregierung. Sie ist eben- 
falls der Auffassung, daß mit Rücksicht auf die Eigenart der 
hier in Frage kommenden Betriebe das Schwergewicht einer 
gesetzlichen Regelung auf dem Gebiet der Überwachung liegen 
sollte. Durch die hierdurch möglichen laufenden Kontrollen 
können Mißstände beim Betrieb dieser Heime leichter aufge- 
deckt und gegen unzuverlässige Gewerbetreibende die erfor- 
derlichen Maßnahmen ergriffen werden, notfalls eine Gewerbe- 
untersagung nach § 35 der Gewerbeordnung. Eine solche Rege- 
lung reicht nach Ansicht der Bundesregierung vorerst aus. 
Gegen die Einführung einer Erlaubnispflicht besteht vor allem 
das Bedenken, daß hierdurch wahrscheinlich das Angebot an 
freien Plätzen für die Unterbringung alter Menschen verringert 
würde. Dies wäre jedoch angesichts der großen Nachfrage und 
des Fehlbedarfs an freien Plätzen nicht zu vertreten. 

Die Einführung einer zusätzlichen Registrierungspflicht für ge- 
werbliche Altenheime hält die Bundesregierung nicht für er- 
forderlich. Nach § 14 der Gewerbeordnung sind alle Gewerbe- 
treibenden, also auch die Inhaber von gewerblichen Alten- 
heimen, verpflichtet, der zuständigen Gemeindebehörde den 
Beginn des Betriebes, seine Verlegung oder Aufgabe, anzu- 
zeigen. Ein Durchdruck dieser Anzeige wird dem Statistischen 
Landesamt übermittelt. Die Behörden können sich also bereits 
einen Überblick darüber verschaffen, wie viele gewerbliche 
Altenheime sich in ihrem Bereich befinden. 


In Vertretung 

Dr. Neef 
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